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Der Kanton Basel-Stadt muss immer wieder sein Strassennetz renovieren. Erweiterungen z. B. des Tramnetzes 
führen auch zu mehreren Baustellen. 

Momentan befinden sich auf kantonalem Boden mehrere grössere Baustellen, welche für alle Verkehrsteilnehmer 
viele Schwierigkeiten verursachen. Diese grossen Baustellen dauern bis zu 1.5 Jahren und verändern sich je 
nach Bauetappe regelmässig.  

Für Menschen mit einer Behinderung, sei es weil sie z. B. auf einen Rollstuhl angewiesen oder blind sind, ist 
bereits ein Weg ohne Baustellen von A nach B eine Herausforderung. Es ist aber um etliches komplizierter, wenn 
Grossbaustellen dazukommen: 

Übergänge, welche auf Schotterwegen enden, kurzfristig veränderte Bus- und Tramhaltestellen, viele kleinere 
und grössere Löcher auf der Fahrbahn und dem Trottoir sind nur einige der Schwierigkeiten, welche Menschen 
mit Behinderungen antreffen. Diese Beispiele wurden mir durch Betroffene bildlich geschildert.  

Ich bitte darum die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

- Hat der Kanton Basel-Stadt einen Beauftragten, welcher für die Baustellensicherheit zuständig ist? 

- Wenn ja, ist dieser auf die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung sensibilisiert worden? 

- Wenn nein, warum nicht? 

- Wird bei der Planung und Durchführung der Baustellen darauf geachtet, dass Menschen mit 
Behinderungen die Baustelle passieren können? 

- Gibt es einen Ort, wo sich Menschen mit Behinderungen informieren können und wo ihnen aufgezeigt wird, 
an welchen Plätzen oder Strassen aufgrund von Baustellen mit zusätzlichen Schwierigkeiten gerechnet 
werden muss? 

- Ist eine solche Informationsmöglichkeit geplant, wenn diese noch nicht existiert, z. B. im Internet oder via 
eine Telefonnummer? 

- Gibt es viele Reklamationen durch Menschen mit Behinderungen, welche die Passierbarkeit und die 
Sicherheit bei Grossbaustellen betreffen? 

- Finden bei Grossbaustellen Begehungen statt mit Behindertenorganisationen oder mit Fachleuten aus der 
Verwaltung? 

- Wenn nein, wäre dies für die Verwaltung eine Möglichkeit? 
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